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Geschäftsordnung (GO) der 

Mitgliederversammlung des OV Voerde 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
(Stand 17.06.2022) 

 

§ 1 Zusammentreten 

(1) Die Mitgliederversammlung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN OV VOERDE tritt zusam-
men, sooft es die Situation erfordert. Sie wird vom Vorstand mit einer Frist von mindes-
tens 14 Tagen und einem Vorschlag zur Tagesordnung schriftlich einberufen. Die Zustel-
lung der Einladung kann auch per Fax oder per E-Mail erfolgen, sofern das einzelne Mit-
glied nicht widerspricht. Dann muss die Einladung auf dem Postwege zugestellt werden. 

(2) Für jede Sitzung ist eine Anwesenheitsliste auszulegen, in die sich die Mitglieder ein-
zutragen haben. 

(3) Die Dauer der Sitzung wird auf maximal drei Stunden begrenzt. Eine Verlängerung ist 
auf Antrag möglich. 

(4) Die Leitung der Versammlung obliegt dem Vorstand. Auf Antrag kann die Mitglieder-
versammlung eine andere Versammlungsleitung beschließen. Das Hausrecht wird von der 
Versammlungsleitung ausgeübt. 

(5) Die Mitgliederversammlung kann inhaltliche Arbeitskreise einrichten. Dabei sind die 
Arbeitskreise zu benennen und ihre Mitglieder von der Mitgliederversammlung zu wäh-
len. Hierbei kann offen abgestimmt werden, wenn sich auf Befragen kein Widerspruch 
ergibt. Die Mitgliedschaft in Arbeitskreisen endet mit dem Zeitpunkt der Neuwahl des 
Vorstandes. Wiederwahl ist zulässig. 

 

§ 2 Tagesordnung 

(1) Die Tagesordnung wird vom Vorstand unter Berücksichtigung der zur Beratung anste-
henden Gegenstände und eventueller Anträge erstellt. 

(2) Die Tagesordnung soll mindestens die Tagesordnungspunkte enthalten: 
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1. Begrüßung, Eröffnung der Sitzung und Feststellen der Beschlussfähigkeit 
2. Wahl einer/s Protokollant*in 
3. Verabschiedung des Protokolls der letzten Sitzung 
4. Verabschiedung der Tagesordnung 
5. Bericht des Vorstandes, der Fraktion und der Delegierten 
6. Verschiedenes/Termine 

Dabei darf bei dem Punkt Verschiedenes/Termine kein Beschluss gefasst werden, viel-
mehr dient er lediglich zum Informationsaustausch. 

(3) Die vorgeschlagene Tagesordnung kann beim TOP “Verabschiedung der Tagesord-
nung” durch Beschluss der Versammlung verändert werden: Die Versammlung kann auf 
Antrag eines Mitgliedes neue Tagesordnungspunkte aufnehmen, die Reihenfolge ändern, 
verwandte Punkte miteinander verbinden oder Punkte von der Tagesordnung absetzen. 

 

§ 3 Beschlussfähigkeit 

(1) Die Beschlussfähigkeit richtet sich nach den Bestimmungen der Satzung. Die Be-
schlussfähigkeit wird zu Beginn der Sitzung festgestellt. Ist die Versammlung beschluss-
fähig, so kann die Beschlussunfähigkeit nur noch nach einer Abstimmung festgestellt 
werden. Dazu bedarf es des Antrages eines Mitglieds. 

(2) Wird zu Beginn der Versammlung die Beschlussunfähigkeit festgestellt, so schließt die 
Versammlungsleitung die Sitzung. Daraufhin ist unverzüglich zu einer neuen Sitzung mit 
unveränderter Tagesordnung einzuladen. 

(3) Wird die Beschlussunfähigkeit nach Eintritt in die Tagesordnung festgestellt, so sind 
die nicht behandelten Punkte der nächsten Mitgliederversammlung erneut vorzulegen. 

 

§ 4 Anträge 

(1) Zur Sache antragsberechtigt ist jedes Mitglied und die Organe von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN OV VOERDE. Anträge sollen begründet werden und so gefasst sein, dass mit 
“dafür (ja)” oder “dagegen (nein)” abgestimmt werden kann. 

(2) Antragsberechtigt zur Geschäftsordnung ist jedes Mitglied von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN OV VOERDE. Anträge zur Geschäftsordnung sind gesondert und vor der weiteren 
Beratung der Sache zu behandeln. 

1. Anträge zur Geschäftsordnung umfassen insbesondere: 
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a) Übergang zur Tagesordnung 
b) Änderung der Reihenfolge der Tagesordnung 
c) Schluss der Debatte oder der Redeliste 
d) Vorschlag zum Abstimmungsverfahren, insbesondere die Teilung der zur 

Abstimmung stehenden Frage 
e) Antrag auf Rückholung eines Tagesordnungspunktes 
f) Verweisung an ein anderes Organ des OV 
g) Vertagung eines Tagesordnungspunktes 
h) Unterbrechung oder Aufhebung der Sitzung 
i) Änderung der Redezeit 
j) Verlängerung der Sitzungszeit 
k) geheime oder namentliche Abstimmung 

2. Ein Antrag zur Geschäftsordnung soll kurz begründet werden. Abgestimmt wird, 
wenn ein Mitglied für und ein Mitglied gegen den Antrag gesprochen hat. Spricht 
kein Mitglied gegen den Antrag, so ist er angenommen. Anträge zur Geschäftsord-
nung dürfen nicht während der laufenden Abstimmung gestellt werden. 

3. Einem Antrag auf geheime oder namentliche Abstimmung muss ohne Gegenrede 
stattgegeben werden. Dabei geht die geheime der namentlichen Abstimmung vor. 

 

§ 5 Beratungen und Redeliste 

(1) Die/der Versammlungsleiter*in hat über jeden Gegenstand, der auf der Tagesordnung 
steht, die Aussprache zu eröffnen. 

(2) Es darf nur sprechen, wem die/der Versammlungsleiter*in das Wort erteilt hat. 

(3) Anwesenden Gästen kann das Rederecht eingeräumt werden. 

(4) Die Rededauer beträgt in der Regel maximal 5 Minuten. Sie kann auf Antrag für ein-
zelne Tagesordnungspunkte verkürzt oder verlängert werden. Eine Änderung der maxi-
malen Redezeit während eines Tagesordnungspunktes ist nicht statthaft. Überschreitet 
ein(e) Redner*in seine/ihre Zeit während der Rede, soll die Versammlungsleiter*in ihn/ihr 
nach einmaliger Mahnung das Wort entziehen. 

(5) Die/der Versammlungsleiter*in kann RednerInnen, die vom Verhandlungsgegenstand 
abweichen, zur Sache verweisen. Ist ein(e) Redner*in während einer Rede dreimal zur 
Sache gerufen und beim zweiten Mal auf die Folgen eines dritten Rufes zur Sache hinge-
wiesen worden, so muss ihr/ihm die/der Versammlungsleiter*in das Wort entziehen. Es 
darf ihr/ihm das Wort in derselben Aussprache zum selben Verhandlungsgegenstand 
nicht neu erteilt werden, sofern die Versammlung nicht anders beschließt 
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(6) Ist zu einem Beratungsgegenstand ein Antrag gestellt, so erteilt die Versammlungs-
leitung zuerst der/dem Antragsteller*in das Wort. Während einer Abstimmung kann das 
Wort nicht erteilt werden. 

 

§ 6 Beschlussfassung 

(1) Nach Schluss der Beratung eröffnet die Versammlungsleitung die Abstimmung, indem 
die zur Abstimmung stehende Frage gestellt wird. Die Abstimmung erfolgt in der Regel 
durch Handaufheben. Liegen zur gleichen Sache mehrere Anträge vor, so wird zunächst 
über den weitestgehenden abgestimmt. Die Versammlungsleitung entscheidet darüber, 
welcher Antrag der weitestgehende ist. Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so kön-
nen diese aber auch einander gegenübergestellt werden (Alternativabstimmung). Ange-
nommen ist hierbei der Antrag, der die meisten Ja-Stimmen auf sich vereinigt. 

(2) Die Beschlussfassung erfolgt mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Das 
Ergebnis einer Abstimmung stellt die Versammlungsleitung fest. Bei Beschlüssen, die ei-
ner qualifizierten Mehrheit bedürfen, stellt die Versammlungsleitung diese ausdrücklich 
fest. 

(3) Eine einfache Mehrheit liegt vor, wenn mehr Ja-Stimmen als Nein-Stimmen abgegeben 
wurden. Eine absolute Mehrheit liegt vor, wenn mehr Ja-Stimmen als Nein-Stimmen und 
Enthaltungen abgegeben wurden. Eine Zweidrittelmehrheit liegt vor, wenn zwei Drittel 
der abgegebenen Stimmen mit Ja votieren. 

 

§ 7 Wahlen 

(1) Alle Personenwahlen werden in geheimer Wahl durchgeführt. 

(2) Jede*r Bewerber*in erhält das Recht sich der Versammlung bis zu fünf Minuten lang 
vorzustellen. Im Anschluss können die Versammlungsteilnehmer*innen jeweils bis zu 
zwei Fragen an die Bewerber*in richten. Je Frage ist maximal eine Nachfrage zulässig. 

(3) Ein/e Kandidat*in ist gewählt, wenn sie/er mehr als 50 % der abgegebenen Stimmen 
auf sich vereinigen kann (absolute Mehrheit). Ist dieses Quorum bei Feststellung des 
Wahlergebnisses nicht erreicht, so wird ein zweiter Wahlgang durchgeführt. Erreicht auch 
hier kein/e Kandidat*in die absolute Mehrheit, so wird ein dritter Wahlgang durchgeführt. 
Hierbei reicht das Erreichen der einfachen Mehrheit. 
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(4) Dies gilt auch für Wahlverfahren, in denen mehrere Plätze auf einem Stimmzettel ge-
wählt werden (Blockwahlverfahren). Bein Blockwahlverfahren muss sichergestellt sein, 
dass die Mitglieder bei jeder Kandidatin bzw. jedem Kandidaten jeweils mit „Ja“, „Nein“ 
oder „Enthaltung“ abstimmen können. Abstimmungen wie „alle ja“ oder „alle nein“ oder 
„alle Enthaltung“ sind zulässig. 

(5) Gültig sind alle abgegebenen Stimmen, die zweifelsfrei den Willen des Mitglieds er-
kennen lassen. 

 

§ 8 Protokoll 

(1) Über jede Sitzung ist ein Protokoll von einer/m zu Beginn der Sitzung zu wählenden 
Protokollant*in anzufertigen. Dieses Protokoll muss enthalten: 

a) Tagungsort, Tagesordnung, Beginn und Ende der Sitzung, 
b) die Anwesenheitsliste, (in der Regel als Anlage zum Protokoll), 
c) die gestellten Anträge im Wortlaut und deren Abstimmungsergebnisse, 
d) bei namentlicher Abstimmung das Abstimmungsverhalten der einzelnen Mitglie-

der 
e) bei Wahlen die Wahlvorschläge bzw. Kandidaturen und die Stimmergebnisse. 

(2) Das Protokoll wird den Mitgliedern in der Regel mit der Tagesordnung der folgenden 
Sitzung zugesandt und auf dieser Sitzung mit eventuellen Änderungen verabschiedet. 

 

§ 9 Vorstand 

(1) Der Vorstand ist für die politische Zielsetzung und inhaltliche Ausgestaltung von Be-
schlüssen der Mitgliederversammlung verantwortlich. Der Vorstand veranstaltet inhaltli-
che Versammlungen. Diese werden in der Regel in Verbindung mit Mitgliederversamm-
lungen durchgeführt. 

(2) Der Vorstand ist berechtigt, Entscheidungen im Namen des Ortsverbands zu treffen, 
sofern diese in der Außenwirkung notwendig sind. Hierzu ist ein einfacher Mehrheitsbe-
schluss des gewählten Vorstands notwendig. Bei Entscheidungen finanzieller Natur, die 
nicht über die Budget-Planung des laufenden Jahres abgedeckt sind, ist ein einstimmiger 
Vorstandsbeschluss notwendig. 

(3) Der Vorstand ist nicht berechtigt, ohne Beschluss der Mitgliederversammlung wesent-
liche strategische Entscheidungen zur Ausrichtung des Ortsverbands zu treffen, sofern 
diese nicht im Einklang mit dem Wahlprogramm stehen. 
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(4) Beschlüsse sind in Vorstandssitzungen zu fassen und bedürfen der Schriftform. Vor-
standssitzungen können durch persönliche Anwesenheit stattfinden oder mittels geeig-
neter digitaler Kommunikationstechnik. Eine Mischform ist zulässig. Das Protokoll hat 
darüber Auskunft zu geben. Mitglieder, die nur virtuell an Vorstandssitzungen teilnehmen, 
haben ihre Zustimmung zusätzlich per E-Mail gegenüber dem Vorstand zu erklären. Diese 
Zustimmungen sind zu Protokoll zu nehmen. 

(5) Beschlüsse, deren Inhalt Finanzmittel bedingen, sind in Schriftform mit Votum dem 
Kassierer zuzustellen. Ein Beschlussvermerk im Protokoll ist ausreichend. 

(6) Die zu Beginn der Vorstandssitzung festgestellte Beschlussfähigkeit bleibt für die 
Dauer der gesamten Vorstandssitzung gegeben. 

(7) Jedes Mitglied hat das Recht, Seminare und Veranstaltungen zu besuchen, die der po-
litischen Weiterbildung dienen. Über die Übernahme der notwendigen Kosten entschei-
det der Vorstand auf Antrag. 

(8) Vorstandssitzungen bedürfen keiner formellen Einladung, wenn diese regelmäßig 
stattfinden und Turnus und Sitzungsort den Mitgliedern bekannt ist. 

(9) Der Vorstand bestimmt aus seiner Mitte eine/n Beauftragte/n für Mitgliederwerbung, 
Mitgliederbetreuung und Kontaktpflege zu Nichtmitgliedern. 

(10) Der Vorstand informiert die Mitglieder über aktuelle Entwicklungen. 

(11) Der Vorstand berichtet den Mitgliedern unmittelbar, spätestens jedoch in der auf eine 
Entscheidung folgenden Mitgliederversammlung zu durch ihn getroffenen Entscheidun-
gen. Die Rücknahme von Entscheidungen kann mit einfacher Mehrheit durch die Mitglie-
derversammlung beschlossen werden. Entscheidungen, die nicht durch die Mitgliederver-
sammlung zurückgenommen werden, gelten als angenommen. 


